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Ausfertigung 



VERWALTUNGSGERICHT 
SCHWERIN. 



In dem Einstweilig an R«chtsschutzverfahren 
Olaf Claus, 

Fritz-Reuter-Weg 2, 23946 Ostseebad Boltenhagen 



Proz.-Bov,; 

Rechtsanwälte Ahrandt & Partner, 
Johannes-Stelllng-Straße 1, 19053 Schwerin 



Gemeinde Ostseebad Boltenhagen, vertr. d. d. Amt Klützer Winkel, 
Schlossstraße 1, 23346 Klüts 



Proz.-BBv.: 

Rechtsanwälte Born, Pollehn, Mentlng, 
Alexandrinenstraße 10, 19055 Schwerin 



Aktenzeichen: 
1 B 158/12 




BESCHLUSS 



- Antrag steiler- 



gagen 



■ Antrag sgegnsrln - 
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wegen Kommunalrecht 

hat die 1. Kammer des Verwaltungegerichts Schwerin am 

7. Mai 2012 

durch den Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgorlcht Skerles, 
die Rtchterin am Verwaltungsgericht Tiemann und 
den Richter am Verwaltungsgarlcht Sartor 

beschlossen: 

1 . Die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs des Antragstellers gegen die Be- 
scheide der Antragsgegnerin vom 22.02714,03,2012 wird insoweit wiederherge- 
stellt, als darin bestimmt worden ist, dass von der Feststellung des Verlustes der 
Rechte und Pflichten eines Gemeindevertreters auch dla Funktionen das ehren- 
amtlichen Bürgermeisters und des Amtes als Vorsitzender der Gemeindevertre- 
tung umfasst seien, so dass der Antragsteller die diesbezüglichen Funktionen nicht 
mehr ausüben dürfe. 

Die Antnsgsgegnerin hat die Kosten des Verfahrens zu tragen, 

2. Der Streitwert wird auf 2.500 k 00 Euro festgesetzt. 



Gründe: 

Der Antragsteller war aufgrund der Wahl vom 20.05.2007 hauptamtlicher Bürgermeister 
der damals noch amtsfreien Gemeinde Oetseebad Boltenhagen. Seine Amtszelt hätte bis 
Ende Juli 2014 gedauert. Mft Wirkung vom 01.07.2012 wurde die Amtsfreiheit aufgehoben 
und die Gemeinde dem Amt Klützer Winkel zugeordnet. Die diesbezügliche Rechtsver- 
ordnung des Innenministeriums M-Vvom 04,03.2011 ist Gegenstand eines beim Ober- 
verwaltungag ericht M-V anhängigen Normenkontrollverfahrens, Eine Entscheidung Ist In 
diesem Hauptsacheverfahren noch nicht ergangen. Ein gegen den Vollzug der Rechts- 
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Verordnung gerichteter Antrag auf Eiiass einer einstweiligen Anordnung wurde vom Ober- 
verwaltungsgerlöht mit Baschluss vom 2S.06.2011 -4M 44/11 - abgelehnt. 

Mit Verfügung vom 04.08.201 1 wurde dem Antragsteller mitgeteilt, dass das Amt Klützer 
Winkel mit Wirkung ab dem 01,07*2011 sein neuer Dienstherr sei, Gleichzeitig wurde der 
Antragsteller für die Zeff bis zum 31 .1 2.201 1 zur Gemeinde Boltenhagen abgeordnet und 
dem Leiter der Kurverwaltung unterstellt. Hiergegen legte der Antragsteller Widerspruch 
ein. Ein bei dem erkennenden Gericht eingeleitetes Ellverfahren zum Aktenzeichen 1 B 
516/1 1 wurde von den Beteiligten Anfang 2012 übereinstimmend für erledigt erklärt. 

Mit Schriftsatz vom 09,01.2012 beantragte der Antragsteller, den Arntsvorsteher des Am- 
tes KlQtzer Winkel im Wege der einstweiligen Anordnung zu verpflichten, ihn in den einst- 
weiligen Ruhestand zu versetzen bzw. hllfswelse, Ihn amtsangemessen zu beschäftigen. 
Mit Beschluss vorn 19.012012 - 1 B 5/12 - gab die Kammer dem Hauptantrag statt. Auf 
die dagegen gerichtete Beschwerde des Antragsgegners (jenes Verfahrens) beschloss 
das Oberverwaftungsgerlcht am 13.04.2012 - 2 M 16/12 den erstinstanzlichen Be- 
schluss abzuändern und den Antrag auf Gewährung vorläufigen Rechtsschutzes abzu- 
lehnen, 

Sohon vorher, am 27,11.2011, hatte die Wahl des ehrenamtlichen Bürgermeisters der 
Gemeinde Ostseebad Boltenhagen stattgefunden. Der Antragsteller wurde im ersten 
Wahlgang mit der dafür erforderlichen Mehrheft gewählt. Die Ernennungsurkunde wurde 
ihm am 12,01.2012 ausgehandigt. Wegen der mit dem Bürgermeisteramt gemflß §39 
Abs, 5 KV verbundenen Stellung eines Mitglieds der Gemeindevertretung nahm man sei- 
tens der Antragsgegnerln an, es Hege ein Fail des § 25 Abs, 1 Nr, 1 KV M-V vor, wonach 
nicht Mitglied der Gemeindevertretung sein könne, wer Bediensteter im Dienst der Ge- 
meinde oder des Amtes Ist, dem die Gemeinde angehört, soweit diese Funktion nicht eh- 
renamtlich ausgeübt wird. Der schriftlichen Aufforderung, gemäß § 25 Abs, 4 KV M-V eine 
Erklärung abzugeben, ob er aus dem Dien&t- und Arbeitsverhältnis (beim Amt KlQtzer 
Winkel) ausscheiden wolle» kam der Antragsteller nicht nach. 

Nachdem das Amt Klützer Winkel bis dabin noch davon ausgegangen war, dass der An- 
tragsteller am 01,07.2011 gemäß § 16 Abs, 1 BeamtStG kraft Gesetzes in den Dienst des 
Amtes übergetreten sei, kam es nun zu der Überzeugung» dass es hierfür gemäß § 17 
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Abs. 3 BeamtStG einer Übern ahmeverfügung bedurft hätte. Eine solche Verfügung wurde 
dem Antragsteller daraufhin am 30,01 .2012 ausgehändigt. 

Mit Schreiben der (amtierenden) Vorsitzenden der Gemeindevertretung vom 22-02,2012 
wurde dem Antragsteller - gestutzt auf § 25 Abs. 4 Sate 3 KV M-V * mitgeteilt, dass der 
Verlust der Rechte und Pflichten eines Gern ein devertrarters festgestellt werde, well er 
nicht binnen Monatsfrist die nach § 25 Abs. 4 Satz 1 KV M-V erforderliche Erklärung ab- 
gegeben habe. Werter hieß es: "Von dieser Feststellung Ist auch ihre Funktion als ehren- 
amtlicher Bürgermeister mit umfasst, so dasa Sie auch diese Funktion nicht mehr aus- 
üben dürfen/ 

Mit der Zielsetzung, seine Funktion als ehrenamtlicher Bürgermeister und die damit ge- 
mäß § 39 Abs. 2 Satz 2 KV M-V verbundenen Aufgaben des Vorsitzenden der Gemein- 
devertretung weiterhin wahrnehmen zu können, beantragte der Antragsteller am 
23,02,2012 den Eriass einer einstweiligen Anordnung. Gegen den Verlust der Rechte und 
Pflichten eines Gemeindevertreters wandte er sich ausdrücklich nicht Mit - rechtskräftig 
gewordenem - Besohluss vom 13.03.2012 - 1 B 124/12 - wurde der Antrag auf Eriass ei- 
ner einstweiligen Anordnung mit der Begründung abgelehnt ss handele eich bei der 
schriftlichen Mitteilung der Vorsitzenden der Gemeindevertretung vom 22,02,2012 bei 
verständiger Würdigung um einen belastenden Verwaltungsakt, so dass vorläufiger 
Rechtsschutz allenfalls Pn einem Verfahren nach § 80 Abs. 5 VwGO zu gewähren sei. Ei- 
ne entsprechende Umdeutung des gestellten Antrages komme hier nicht In Betracht 
Selbst wenn man aber eine solche Umdeutung vornehmen wollte, müsste der Ellantrag 
abgelehnt werden, well weder die sofortige Vollziehbarke it des Bescheide angeordnet 
noch ein Widerspruch eingelegt worden sei, dessen aufschiebende Wirkung wiederherge- 
stellt oder zumindest festgestellt werden könnte. 

Daraufhin legte der Antragsteller mit Telefax-Schreiben vom 14.03.2012 Widerspruch ge- 
gen die Verfügung vom 22.02.2012 ein. Unter dem gleichen Datum, aber zeitlich später, 
erklarte die Antragsgegnerin unter dem Briefkopf des Bürgermeisters, unterschrieben vom 
stellvertretenden Bürgermeister mit dem Zusatz .amtierender Vorsitzender der Gemein- 
devertretung", *um einen, dass die Feststellungen aus dem Schreiben vom 14.03.2012 
dahin erweitert würden, dass davon auch das Amt des Vorsitzenden der Gemeindevertre- 
tung erfasst sei. Zudem ordnete er die sofortige Vollziehung der Feststellungen Im 
Schreiben vom 22.02.2012 sowie der „heutigen ergänzenden Feststellung 11 an. 
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Gegen diese ergänzende Feststellung hat der Antragsteller, soweit ersichtlich, keinen ge- 
sonderten Widerspruch eingelegt. 

Am 15.03.2012 hat der Antragsteller den vorliegenden Antrag auf Gewährung vorläufigen 
Rechteschutzes gestellt Unter Bezugnahme auf eine Stellungnahme der unteren 
Rechtsaufsichtsbehörde vom 31.03.2012 ist er der Auffassung, dass er zwar mangels 
entsprechender Erklärung zur Unvereinbarkeit von Amt und Mandat unstreitig nicht mehr 
Über die Rechte und Pflichten eines Gemeindevertreters verfüge. Der Verlust seiner 
Reohte als Gemeindevertreter habe Jedoch keine Auswirkungen auf seine Rechte als eh- 
renamtlicher Bürgermeister sowie die damit verbundenen Aufgaben eines Vorsitzenden 
der Gemeindevertretung. Die gegenteilige Feststellung Im Bescheid vom 
22,02714.03,2012 sei rechtlich unzutreffend. 

Die aufgrund des Umsfandes, dass er Bediensteter des Amtes sei, dem die Gemeinde 
Ostseebad Boltenhagen angehöre, In seiner Person vorliegende Unvereinbarkeit von Amt 
und Mandat erstrecke sich nach § 25 Abs, 1 und 4 KV M-V nur auf die Reohte und Pflich- 
ten eines Gemeindevertreters. Dies ergebe sich bereits aus dem' Zusammenhang der Re- 
gelungen In den §§ 22 bis 25 KV M-V. Damit sei bereits nach dem Wortlaut der Normen 
die Stellung als Bürgermeister nicht betroffen. Für eine analoge Anwendung sei kein 
Raum. Die dafür erforderliche Gesetzeslücke existiere nicht. Die KV M-V unterscheide 
durchgehend zwischen der Gemeindevertretung und dem Bürgermeister. Hätte der Ge- 
setzgeber eine Glöichbehandlung der Organe bei der Unvereinbarkeit von Amt und Man- 
dat gewollt, hätte er dies entsprechend der ansonsten von ihm vorgenommenen Differen- 
zierung ausdrücklich in den Wortlaut des Gesetzes Übernommen. 

im Übrigen hätte eine analoge Anwendung des § 25 Abs. 4 KV M-V auf die Stellung als 
ehrenamtlicher Bürgermeister weitreichende Auawirkungen auf die Gesamtstruktur der 
Komm u naive rfassu ng . Sowohl die Wahl als auch die Amtszeit eines Bürgermeisters seien 
in § 37 KV M-V abschließend geregelt, Eine Beendigung des Mandates als ehrenamtll- 
oher Bürgermeister komme danach nur unter sehr eingeschränkten Voraussetzungen in 
Betracht, nicht aber aufgrund einer lediglich analogen Anwendung des § 25 Abs. 4 KV 
M-V Hinzu komme^ dass der Gesetzgeber die Reohte und Pflichten eines Bürgermeisters 
bei möglicher Befangenheit In § 39 Abs. 4 Satz 1 KV M-V ausdrücklich dahingehend ge- 
regelt habe, dass der ehrenamtliche Bürgermeister nicht tatig wenden dürfe, wenn In sei- 
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ner Pereon die Voraussetzungen de* § 24 KV M-V vorliegen, Hatte der Gesetzgeber auch 
die Anwendung der Vorach ritten über die Unvereinbarkeit von Amt und Mandat gewollt, 
hätte er § 39 Abs, 4 KV um die AusßchlusBg runde dee § 25 KV M-V entsprechend er- 
gänzt. 

Es sei auch nicht erkennbar, weshalb er die mit seinem Amt als Bürgermeister verbunde- 
ne Funktion eines Vorsitzenden der Gemeindevertretung nicht wahrnehmen solle, denn 
die Rechte und Pflichten eines Gemelndevertreters seien nicht Identisch mit den rechten 
und Pflichten eines ehrenamtlichen Bürgermeisters. Zu latzteren gehöre auch die Leitung 
der Gemeindevertretung- Trotz der Aufgabe der Mandatsrechte In der Gemeindevertre- 
tung verblieben die repräsentativen und leltungsbefugten Kompetenzen, die er auch wei- 
terhin entsprechend dem In der Wahl zum Ausdruck gekommenen Bürgerwlüen ausüben 
wolle. 

Der Antragsteller beantragt, 

die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs vom 14,03,2012 gegen den Bescheid 
vom 22.02./14.Q3.2012 anzuordnen, soweit Ihm darnrt die Funktion des ehrenamtli- 
chen Bürgermeisters einschließlich des Vorsitzenden der Gemeindevertretung entzo- 
gen wurde. 

Die Antragsgegnerin beantragt, 

den Antrag abzulehnen. 

Ste hau den Antrag für unzulässig» weil hier nicht die Wiederherstellung, sondern die An- 
ordnung der aufschiebenden Wirkung eines Widerspruchs beantragt worden sei. Jeden- 
falls sei der Antrag « zumindest teilweise - unbegründet, Das Volizugslntarasse Überwiege 
gegenüber dem Aussetzungsinteresse, well der angegriffene Besoheid - dies wird unter 
Bezugnahme auf den Vortrag im vorangegangenen Ellverfahren 1 B 124/12 näher be- 
gründet - rechtmäßig sei. Auch Gesichtpunkte der Folgenabwägung sprächen gegen ei- 
nen Erfolg des Aussetzungaentrages, 

Eine Trennung der kommunalverfassungsrechtlich vorgeschrieben einheitlichen Funktio- 
nen des ehrenamtlichen Bürgermeisters, wie sie der Antragsteller anstrebe, sei auch des- 
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halb unzulässig, weil im Fall einer sojchen Zersplitterung die gesetzlich vorgeschriebene 
Anzahl der Sitze in der Gemeindevertretung nicht mehr erreicht werden könne und die 
Gemeindevertretung deshalb nicht mehr ordnungsgemäß besetzt wäre. Nach § SO Abs, 2 
LKWG M-V werde nämlich von der gesetzlich vorgeschriebenen Anzahl der Sitze In der 
Gemeindevertretung ein Sitz abgezogen, um für den ehrenamtlichen Bürgermeister Platz 
zu schaffen. Bei der hier angestrebten Abspaltung der verschiedenen Funktionen des eh- 
renamtlichen Bürgermeisters komme es zwangsläufig zu einer gesetzlich nicht vorgese- 
henen dauerhaften Verringerung der Sitze in der Gemeindevertretung. 

Wagen der werteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandas wird auf die bei gezogenen 
Verwaltungsvorgänge sowie den Inhalt der Gertchtsakten des vorliegenden EHvflrfahrens 
sowie des Verfahrens 1 B 124/12 verwiesen. Letzteres gilt insbesondere für den Vortrag 
dar Antragsgognedn, die sich auf Ihr Vorbringen In dem bereits abgeschlossenen Verfah- 
ren bezogen hat 

II. 

□er Antrag Ist mit der Maßgabe zulässig, dass es hier gemäß § 80 Abs, 5 Satz 1 , 2. Alter- 
nates VwGO nur um die Wiederherstellung, nicht aber um die Anordnung der aufschie- 
benden Wirkung des in der Hauptsache eingelegten Rechts böhalfs gehen kann. Die feh- 
lerhafte Bezeichnung führt Jedoch entgegen der Auffassung der Antragsgegnerin nicht zur 
UnzulSssigkeit des vorliegenden Antrages, sondern kann vom Gericht im Wege der Aus- 
legung entsprechend umgedeutet werden, § 88 VwGO- 

Der vorliegende Eilantrag Ist auch nicht insoweit unzulässig, als er sich auf die ergänzen- 
de Feststellung Im Bescheid vom 14.03.2012 bezieht. Zwar hat der Antragsteller hierge- 
gen, soweit ersichtlich, bislang keinen gesonderten Widerspruch eingelegt. Allerdings ist 
dieser Bescheid, soweit er Ober die Anordnung der sofortigen Vollziehung hinausgeht, 
nämlich eins ergänzende Feststellung bezüglich des Amtes dee Vorsitzenden der Ge- 
meindevertretung betrifft, auch nicht mit einer Rechtsbehelfsbelehrung versehen gewe- 
sen, so dass die Frist zur Elnlegung eines Widerspruchs nach wie vor läuft und der Be- 
scheid Insoweit nicht bestandskräftig geworden Ist (§ 58 Abs, 2 VwGO). Mit der wohl ü~ 
berwiegend vertretenen Rechtsauffassung (vgl, Kopp/Schenke, VwGO, 17, Aufl. 2011, 
§ 80 Rn. 139 m.w.N.; aA: Külpmann, In: Flnkelnburg/Domberl/Külpmann, Vorläufiger 
Rechtsschutz im Varwaltugnsstreitverfahren, 6. Aufl. 201 1 , Rn, 946) Ist die Kammer der 
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Auffassung, daea ein Antrag nach § 80 Abs. 5 VWGO auch schon vor Erhebung da* Wi- 
derspruchs gestellt werden kann (sofern es nicht lediglich um die Feststellung der auf- 
schiebenden Wirkung geht, vgl. dazu den Beschluss vom 13.03.2012 In Sachen 1 B 
124/12, Beechlussabdruck S> 4). Jede andere Sichtweise wäre prozessökonomlsch nicht 
gerechtfertigt, da bei Abweisung des Eilantrages als unzulässig sogleich Widerspruch er- 
heben und ein weiterer Ellantrag anhängig gemacht würde, ohne dass dies die Sache 
selbst befördert hätte, Alternativ hätte das Gericht mit einem entsprechenden Hinwels auf 
die vorherige Erhebung eines Widerspruchs hinwirken können, davon aber abgesehen* 
um weitere Verzögerungen zu vermeiden. 

Der Antrag ist auch begründet. 

Nach § 80 Abs, 5 Satz 1 VWGO kann das Gericht auf Antrag des Betroffenen die auf- 
schiebende Wirkung des Widerspruchs gegen einen nach § 80 Abs. 2 Nr, 4 VwGO auf- 
grund gesonderter behördlicher Anordnung für sofort vollziehbar erklärten Verwaltungsakt 
wieder herstellen. Für die dabei zu treffende Entscheidung sind in erster Linie die Er- 
f Olgsaussichten des Rechtsbehelfe der Hauptsache bedeutsam, daneben aber auch son- 
stige (regelmäßig widerst rottende) private und öffentliche Interessen zu berücksichtigen 
und die Folgen einer Aussetzung bzw. Nichtaussetzung zu bedenken. Bei der hiemach 
insgesamt vorzunehmenden lnteressenabw$gung wird in der Regel das Öffentliche Inte- 
resse an der sofortigen Vollziehung eines VerwaKungsaktes auch im Hinblick auf die Not- 
wendigkeit eines effektiven Rechtsschutzes naoh Art 19 Abs. 4 des Grundgesetzes (GG) 
hinter daa Aussetzungsinteresse dem Antragsteller zurücktreten müssen, wenn schon im 
Aussetzungsverfahren festgestellt werden kann, dass der Verwaltungsakt offensichtlich 
rechtswidrig Ist oder vom Antragsteller Jedenfalls mit überwiegender Erfolgsauesicht an- 
gegriffen wird. Andererseits überwiegt das öffentliche Interesse an der sofortigen Vollzie- 
hung das Verwattungaaktae In der Regel, wenn schon im Aussetzungsverfahren festge- 
stellt werden kann» dass der Verwaltungsakt mit hoher Wahrscheinlichkeit rechtmäßig ist 
und der Reohtsbehelf der Hauptsache voraussichtlich erfolglos bleiben wird. 

Die Interessenabwägung geht im vorliegenden Fall zu Lasten der Antragsgegnerin aus, 
Es spricht bei dar Im Verfahren des vorläufigen Rechtsschutzes gebotenen, aber auch 
ausreichenden summarischen Prüfung der Sach« und Rechtslage mehr dafür als dage- 
gen, dass die Bescheide vom 24.02714.03.2012, soweit sie vom Antragsteller angegriffen 
werden, rechtswidrig sind und den Antragsteller dementsprechend auch in seinen Rech- 
ten verletzen (vgl, § 113 Abs, 1 Satz 1 VwGO). 
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Rechtsgrundlage für die streitgegenständliohen Feststöllungen soll eine analöge Anwen- 
dung des § 25 Ab«, 4 Satz 3 KV M-V sein. Die dortige Regelung betrifft Indes ausdrucklich 
nur den Verlust des Mandate, also der Rechte und Pflichten eines Gemelhdevertreters, 
Dieser Verlust des Mandats wird vom Vorsitzenden der Gemeindevertretung festgestellt, 
wenn das Mitglied der Gemeindevertretung im Falle einer Unvereinbarkeit von Amt und 
Mandat im Sfnne von § 25 Abeatz 1 KV M-V der Aufforderung nicht nachkommt, binnen 
eines Monats zu erklären, ob es aus dem Arbens- oder Dienstverhältnis ausscheiden will 
oder auf das Mandat verzichten will. 

Die Beteiligten gehen offenbar übereinstimmend davon aus, da« hier ein Fall des § 25 
Abs- 1 Nr. 1 KV M-V vorliegt, der die Aufforderung zur Abgabe der genannten Erklärung 
und bei Nlchtebgabe der Erklärung die Feststellung des Mandatsverlustes rechtfertigt. Es 
spricht Jedoch viel dafür, dass diese Auffassung unzutreffend Ist, und zwar unabhängig 
davon, ob der Antragsteller bereits mit Wirkung vom 01 ,07.201 1 oder aber erst mit Erhalt 
der ÜbemahmeverfOgung am 30.01.2012 Bediensteter des Amtes geworden ist. 

Zwar hat der Antragsteller mit seiner Ernennung zum ehrenamtlichen Bürgermeister kraft 
Amtes alte Rechte und Pflichten eines Gemeindevertreters erhalten (§ 39 Abs. 5 KV M-V). 
Dies mu8s jedoch nicht zwangsläufig zur Folge haben, dass er den Regelungen über die 
Unvereinbarkeit von Amt und Mandat unterliegt. Schon Wortlaut und systematischer Zu- 
sammenhang der Normen sprechen dafür, dass dies nicht der Fall ist und § 25 KV M-V 
lediglich aufgewühlte Mitglieder der Gemeindevertretung Anwendung findet. Bereits die 
untere Rechtsaufs ichtsbehörde hat In Ihrer Stellungnahme vom 3101.2012 zu Recht dar- 
auf hingewiesen, dass § 25 Abs. 4 KV M-V dem Wortlaut nach auf Mitglieder der Ge- 
meindevertretung und somit auf Gärneindevertreter, die (hr Mandat durch Wahlen erhalten 
haben, und nicht auf einen durch Direktwahl gewählten ehrenamtlichen Bürgermeister ab- 
stellt, der sein Mandat als Gsmelndevertreter kraft Amtes erhalten hat Sie hat welter zu- 
treffend darauf hingewiesen, dass es weder in § 39 nach In anderen Paragraphen der 
Kommunalverfassung einen Verweis auf eine analoge Anwendung des § 25 Abs, 4 Satz 3 
KV und damit auf den Mandatsverlust eines ehrenamtlichen Bürgermeisters bei Nlchteb- 
gabe der Erklärung gibt. 

Dass die untere Rechtsaufsichtsbehörde auf der Grundlage dieser zutreffenden Analyse 
sodann zu dem (von der Kammer In Ihrem Schiebeschluss noch übernommenen) Ergeb- 
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nls gelangt, § 25 KV M-V sei gleichwohl anwendbar und führe dazu, dass der Antragstel- 
ler auf die Wahrnehmung seiner übrigen Kompetenzen ale Bürgermeister beschränkt sei, 
während sein Mandat In der Gemeindevertretung ruhe (und bei fehlender Abgabe einer 
Erklärung später verloren geha) p vermag dagegen nicht zu überzeugen, Vielmehr spricht 
mehr dafür, dass ein ehrenamtlicher Bürgermeister trotz des damit verbundenen Mandats 
in der Gemeindsvertretung von § 25 KV nicht betroffen ist und selbst dann sein Mandat 
als Gemeindevertreter fortführen kann, wenn im Übrigen eine der in § 25 Abs, 1 Nr. 1 bis 
4 KV M-V genannten Fallgruppen vorliegt 

Hätte der Gesetzgeber auch den ehrenamtlichen Bürgermeister den Regelungen des § 25 
KV M-V unterwarfen wollen, hätte er dies entweder in § 25 KV M-V selbst oder aber im 
§ 39 KV M-V ausdrüokllch angeordnet. Der Umstand, dass dies nicht geschehen ist viel- 
mehr In § 39 Abs. 4 KV M-V ausdrücklich nur auf § 24 KV M-V verwiesen wird, (Äset viel- 
mehr den Schluse zu, dass die Anwendung des § 25 KV M-V auf ehrenamtliche Bürger- 
meister und deren Stellung als Gemeindevertreter gerade nicht gewollt war 

Gegenteiliges kann auch nicht aus § 16 Abs, 8 LKWG M-V hergeleitet werden, Nach die- 
ser Vorschrift Ist, wer durch die Wahl eine Unvereinbarkeit von Amt und Mandat (§ 15 der 
Kommunalverfassung) begründen würde, verpflichtet, dem Wahlvorschlag eine rechtlich 
nicht bindende Erklärung beizufügen, welche Erklärung nach § 25 Abs, 4 Satz 1 der Kom- 
munalverfassung im Falle des Wahlerfolgs beabsichtigt Ist Die Frage, ob die Wahl (eines 
ehrenamtlichen Bürgermeisters (angesichts «einer damit einhergehenden Mitgliedschaft 
in der Gemeindevertretung) eine Unvereinbarkeit von Amt und Mandat begründen kann 
oder ob dies nicht auf gewählte Gemeindevertreter beschränkt Ist wird aber auch hier 
nicht beantwortet, Es käme demnach einem Zlrkelschluss gleich, § 16 Abs. 8 LKWG M-V 
als Beleg für das Vorliegen einer solchen Unvereinbarkeit von Amt und Mandat heranzu- 
ziehen. Auch für diese Norm des Kommunalwahlrechts ist dementsprechend anzuneh- 
men, dass sie (ebenso wie bei Wahlen eines hauptamtlichen Bürgermeisters oder eines 
Landrates) gerade nicht für die Wahl eines ehrenamtlichen Bürgermeisters, sondern nur 
für die Wahlen zur Vertretung gilt, 

Die vorstehende Slchtwelae lässt sich im Übrigen auch verfassungsrechtlich begründen. 
Art- 71 Abs. 3 der Landesverfassung M-V ermöglicht es (lediglich), die Wählbarkeit von 
Angehörigen des öffentlichen Dienstes zum Landtag und zu den Vertretungen der Ge- 
meinden und Kreise gesetzlich zu beschränken. § 25 KV M-V enthält jedenfalls Im Ergeb- 
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nis eine solche gesetzliche Beschränkung des passiven Wahlrechts (vgl, dazu Meyer, 
Kommunalrecht, 2. Aufl. 2002, Rru 341; Gentner, In; Schweriner Kommentierung der 
Kommunalverfassung das Landes Mecklenburg-Vorpommern* 3. Aufl. 205, § 25 Rn, 1) 
und Ist schon deshalb eng auszulegen. Gerade aus dem Zusammenspiel beider Normen 
ergibt sich, dase es In § 25 Abs, 1 und 4 KV M-V ausschließlich um eine Einschränkung 
des passiven Wahlrechts für Bewerber zu Kommunal Vertretungen, d.h. um eine Be- 
schränkung der Wählbarkeit im Zusammenhang mit Wahlen zu Gemeindevertretungen 
gehen kann- Zwar mögen die dem § 25 KV M-V zugrunde liegenden gesetzgeberischen 
Motive für eine solche Beschränkung der Wählbarkeit, nämlich die organisatorische Ge- 
walterrtellung abzusichern (vgl. Meyer, a.a.O.) und aus der Berufstätigkeit dar Mandats- 
träger herrührende strukturelle Interessen konflikte zu vermelden (vgl. Gentner, a.a.O M Rn, 
3), dafür sprechen, auch den ehrenamtlichen Bürgermeister als einem Gemetndavertreter 
kraft Amtes einer Unvereinbarkeit von Amt und Mandat zu unterwerfen. Indes bedarf es 
wegen des damit verbundenen Grundrechtseingriffs einer insoweit eindeutigen gesetzli- 
chen Regelung, an der es aber, wie bereits ausgeführt worden Ist, fehlt. 

Im Ergebnis bedeutet dies, dass auch die im Bescheid vom 22.02.2012 getroffene Fest- 
stellung des Verlustes der Rechte und Pflichten eines Gemeindevertreters mit Überwie- 
gender Wahrscheinlichkeit rechtswidrig tsL Erst recht gilt dies für die daran anknüpfenden, 
im vorliegenden Verfahren allein Im Streit stehenden Feststellungen, dass davon auch die 
Funktion als ehrenamtlicher Bürgermeister und das Amt des Vorsitzenden der Gemeinde- 
vertretung umfasst seien, so dass der Antragsteller beides nicht mehr ausüben könne, An 
der sofortigen Vollziehung mutmaßlich rechtswidriger Verwaltungsakte besteht kein be- 
sonderes öffentliches Interesse. Die aufschiebende Wirkung des gegen diese Feststellun- 
gen eingelegten bzw. noch einzulegenden Widerspruchs ist daher wiederherzustellen, 
ohne dass es auf die weiteren Argumente der Beteiligten ankäme. 

Selbst wenn man aber dies alles anders sehen und § 25 Abs. 1 und 4 KV auch auf solche 
Gameindevertreter wie den Antragsteller anwenden wollte, die Ihr Mandat kraft Gesetzes 
und nicht aufgrund einer Wahl zur Gemeindevertretung erhalten haben, hätte der vorlie- 
gende Antrag Erfolg gehabt. Nach Auffassung der Kammer würde es in jedem Falle einer 
eindeutigen gesetzlichen Regelung bedürfen, dass mit dem Mandatsverlust auch der Ver- 
lust das Amtes des Bürgermeisters verbunden ist, woran es aber fehlt Ebenso gilt dies für 
eine Konstruktion, die darauf hinausläuft, dem Bürgermeister sein Statusamt (als Ehren- 
beamter) zu belassen, ihm aber sämtliche damit verbundenen Funktionen zu entziehen. 
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Für eine analog* bzw. erweiternde Auslegung des § 25 Abs, 4 KV M-V dahingehend, 
dass ein Mandateverlust zugleich den Verlust des Bürgermeisteramts bzw. der damit ver- 
bundenen Funktionen nach sich zieht, sieht die Kammer - auch unter Berücksichtigung 
der von der Antragagegnerin geschilderten nachteiligen Folgen einer andemfallB eintre- 
tenden Aufspllttung der nach dem Gesetz im Regelfall vom Bürgermeister einheitlich 
wahrzunehmenden Funktionen - keinen Anlass, Alle statusrechtlichen Belange eines eh- 
renamtlichen Bürgermeisters sind umfangreich und abschließend im Beamtenrecht, Im 
Kommunalwahirecht und in der Kommunatverfassung geregelt; gleiches gilt für die mit 
dem Statusamt verbundenen Funktionen. Danach gibt es keine gesetzliche Bestimmung, 
die eine Rechtsfolge vorsieht oder auch nur nahe legt wie 6ie mit den angegriffenen Be- 
scheiden festgestellt worden Ist. Dass es danach noch eine Gesetzeslücke geben könnte, 
die ausfüllungsbedürftig und zudem Im Wege der Analogie ausfüllungsfähig wäre, ohne 
dass das Ergebnis seinerseits mit dem geschriebenen Recht In Konflikt gerät, Ist nach 
Auffassung der Kammer nicht ersichtlich. Die von der Antragsgegnerin für gesetzeswidrig 
gehaltene Situation, dass ein ehrenamtlicher Bürgermeister im Amt bleibt, aber nicht mehr 
Mitglied der Gemeindevertretung sein kann, ließe sich im Übrigen ohne Weiteres und an- 
gesichts der Vermeidung eines Eingriffs In die Rechte des gewählten Bürgermeisters 
auch vorzugswürdig dadurch vermelden, dass man mit den vorstehenden Erwägungen zu 
dem Ergebnis gelangt. § 25 KV M-V sei auf diesen Fall ohnehin nicht anwendbar 

Abschließend sei gesagt, dass die Kammer im Rahmen des vorliegenden Verfahrens kei- 
nen Anlass sieht, sich mit der neuen Rechtaauffaasung der Antragsgegnerin auseinan- 
derzusetzen, dass der Antragsteller doch erst mit Erhalt einer Übernahmeverfügung Be- 
amter des Amtes Klützer Winkel habe werden können. Die Antragsgegnerin feitet aus die- 
ser Überlegung ab, dass dar Antragsteller deshalb zuvor noch Beamter der Gemeinde 
Ostseebad Boltenhagen gewesen sei, und dass er mit der Berufung in ein (weiteres) 
Beamtenverhältnis auf Zeit bei dem gleichen Dienstherrn - hier durch die Annahme der 
Ernennungsurkunde als ehrenamtlicher Bürgermeister am 12,01.2012 - kraft Gesetzes (§ 
22 Abs, 3 BeamtStG LVm, § 30 Abs, 1 LBG M-V) aus dem früheren Beamtenverhältnis 
(als hauptamtlicher Bürgermeister) ausgeschieden seL Träfe dies alles zu, läge schon al- 
lein deshalb kein Fall der Unvereinbarkeit von Amt und Mandat vor. Die an efn nicht mehr 
bestehendes Beamtenverhältnis mit der Gemeinde anknüpfende Übemahmeverfügung 
des Amtes Klützer Winkel wäre dann rechtlich gesehen ohne Wirkung gewesen, well eine 
Fortsetzung eines gar nicht mehr bestehenden Beamtenverhättnlssas mH dem Amt Klüt- 
zer Winkel als neuem Dienstherm nicht In Betracht kommt 
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Auf die Frage, ob und ggf. mit welchen Folgen § 25 Abs. 1 und 4 KV M-V auf den ehren- 
amtlichen Bürgermeister Anwendung findet, käme es bei unterstellter Richtigkeit dieser 
Rechtseuffassung von vornherein nicht an, da der Antragsteller dann zu keiner Zeit in 
dem Dienst des Amtes gestanden hatte, dem dte Gemeinde angehört. Konsequent wäre 
es allerdings gewesen, wenn die Antragsgegnerin diese geänderte Rechtsauffassung 
zum Anlass genommen hätte» die streltgegenständllchen Bescheide mit den darin enthal- 
tenen Feststellungen aufzuheben. Da dies jedoch nicht geschehen Ist, tat dem Antrag so 
oder so stattzugeben. 

Die Kostonentsoheldung folgt aus § 154 Abs. 1 VwGO. Die Streitwertfestsetzung beruht 
auf § 52 Abs. 2 LV.m. § 53 Abs. 2 Nr 1 GKG. Hierbei hat das Gericht trotz des UmStan- 
des, dass auch ein ehrenamtlicher Bürgermeister aufgrund der Ihm zustehenden Auf- 
wandsentschädigung nicht nur ein ideelles, sondern ein durchaus erhebliches wirtschaftli- 
ches Interesse an der Beibehaltung seines Amtes habsn kann, für ein mögliches Haupt- 
sacheverfahren den Auffangstreitwert zugrunde gelegt und den sich daraus ergebenden 
Betrag angesichts des besonderen Charakters dieses Elfverfahrens halbiert. 

Rechtsmittel belehrun^: 

I. 

Gagen den Beschluss zu 1. steht den Beteiligten die Beschwerde zu, 

Die Beschwerde Ist Innerhalb von zwei Wochen nach Bekanntgabe der Entscheidung 
schriftlich bei dem Verwattungsgerlcht Schwerin» Wismarsche Straße 323 a, 19055 
Schwerin, einzulegen. 

Die Beschwerde ist innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Entscheidung zu be- 
gründen. Die Begründung Ist, sofern sie nicht bereits mit der Beschwerde vorgelegt wor- 
den ist, bei dem Oben/erwaltungsgerlcht Mecklenburg-Vorpommern, Damstraße 7, 17489 
Grerfswald, einzureichen. Sie muss einen bestimmten Antrag enthatten, die Gründe dar- 
legen, aus denen die Entscheidung abzuändern oder aufzuheben ist und sich mit der an- 
gefochtenen Entscheidung auseinandersetzen. Das Oberverwaitungsgerlcht prüft nur die 
dargelegten Gründe. 

Vordem Oberverwaltungsgericht müssen sich die Beteiligten durch Prozessbevoll mach- 
tigte vertreten lassen. Dies gilt auch für Prozesshandlungen, durch dla ein Verfahren vor 
dem Oberverwaltungsgericht eingeleitet wird, 
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A)s Prozessbevollmächtigte sind nur nachfolgende Personen zugelassen; 

(1) Rechtsanwälte oder Rechtßlehrer an einer deutschen Hochschule Im Sinne des Hoch- 
schulrahmengesetzes mit Befähigung zum Richteramt; 

(2) In Abgabenangelegenheiten Steuerberater, Steuerbevollmächtigte, Wirtschaftsprüfer 
und vereidigte Buchprüfer, Personen und Vereinigungen im Sinne des § 3 Nr 4 des Steu- 
erberatungsgesetzes sowie Gesellschaften im Sinne des § 3 Nr. 2 und 3 des Steuerbera- 
tungsgesetzes, die durch Personen im Sinne des § 3 Nr. 1 des Steuerberatungsgesetzes 
handeln; 

(3) berufsständlsohe Vereinigungen der Landwirtschaft für Ihre Mitglieder, 

(4) Gewerkschaften und Vereinigungen von Arbeitgebern sowie Zusammenschlüsse sol- 
cher Verbände für ihre Mitglieder oder für andere Verbände oder Zusammenschlüsse mit 
vergleichbarer Ausrichtung und deren Mitglieder; 

(5) in Angelegenheiten der Kriegsopferfürsorge und des SGhwerbehlndertenrechte sowie 
der damit Im Zusammenhang stehenden Angelegenheiten Vereinigungen, deren sat- 
zungsgemäße Aufgaben dl© gemeinschaftliche Interessenvertretung, die Beratung und 
Vertretung der Leistungsempfänger nach dem sozialen EntschSdigungerecht oder der be- 
hinderten Menschen wesentlich umfassen und die unter Berücksichtigung von Art und 
Umfang ihrer Tätigkeit sowie Ihres Mltgllederkrwses die Gewahr für eine sachkundige 
Prozessvertretung bieten, für Ihre Mitglieder; 

(6) juristische Personen, deren Anteile sämtlich im wirtschaftlichen Eigentum einer der In 
den Nummern 4 und 5 bezeichneten Organisationen stehen, wenn die Juristische Person 
ausschließlich die Rechtsberatung und Prozessvertretung dieser Organisation und Ihrer 
Mitglieder oder anderer Verbände oder Zusammenschlüsse mit vergleichbarer Ausrich- 
tung und deren Mitglieder entsprechend deren Satzung durchführt, und wenn die Organi- 
sation für die Tätigkeit der Bevollmächtigten haftet. 

Bevollmächtigte , die keine natürlichen Personen sind, handeln durch ihre Organe und mit 
der Prozessvertretung beauftragte Vertreter, 

Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von Ihnen 
zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse können sich 
durch eigene Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt oder durch Beschäftigte mit 
Befähigung zum Richteramt anderer Behörden oder juristischer Personen des Öffentlichen 
Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung Ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten 
Zusammenschlüsse vertreten lassen. 

II. 

Gegen den Besohl uss zu 2. kann schriftlich oder zu Protokoll der Geschäftsstelle bei dem 
Verwaltungsgericht Schwerin, Wlsmarsche Straße 323 a, 19055 Schwerin, Beschwerde 
eingelegt werden, 

Die Beschwerde Ist nur zulässig, wenn der Wert des Besohwerdagegenstandes 200,- 
Euro übersteigt oder das Verwaltungsgertcht die Beschwerde in dem Beschtuss zugelas- 
sen hat. Sie ist innerhalb von sechs Monaten einzulegen, nachdem die Entscheidung In 
der Hauptsache Rechtskraft erlangt oder das Verfahren sich anderweitig erledigt hat; Ist 
der Streitwert später als einen Monat vor Ablauf dieser Frist festgesetzt worden, so kann 
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sie noch Innerhalb eines Monats nach Zustellung oder formloser Mitteilung de* Feetaet- 
zung8besehlussös eingelegt werden. 



Skeriea Tiemann Sartor 
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